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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1956 Ausgegeben am 12. März 1956 13. Stück

4 4 . Verordnung: Ruhegenußvordienstzeitenverordnung 1956.
4 5 . Kundmachung: Kündigung des Madrider Abkommens, betreffend die internationale Registrierung von Fabriks-

oder Handelsmarken, durch die Türkei.
4 6 . Kundmachung: Aufhebung des § 67 des Personenstandsgesetzes durch den Verfassungsgerichtshof.
4 7 . Kundmachung: Notenwechsel über die Aufhebung der Sichtvermerkpflicht zwischen Österreich und Finnland.

4 4 . Verordnung der Bundesregierung
vom 28. Feber 1956 über die Anrechnung
von Vordienstzeiten der Bundesbeamten für
die Bemessung des Ruhegenusses (Ruhe-

genußvordienstzeitenverordnung 1956).

Auf Grund des § 1 des Ruhegenußvordienst-
zeitengesetzes 1956, BGBl. Nr. 26/1956, wird im
Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des
Nationalrates verordnet:

Anwendungsbereich.

§ 1. (1) Diese Verordnung ist unbeschadet der
Bestimmung des Abs. 2 auf Bundesbeamte des
Dienststandes mit Ausnahme der zeitverpflich-
teten Soldaten anzuwenden.

(2) Die Anrechnung von Ruhegenußvordienst-
zeiten ist bei Bundesbeamten, die bereits aus dem
Dienststande ausgeschieden sind, nur zulässig,
wenn das Ansuchen um Anrechnung innerhalb
offener Frist eingebracht wurde.

Anrechenbare Ruhegenußvordienstzeiten.

§ 2. (1) Für die Bemessung des Ruhegenusses
sind anzurechnen:

a) nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 die in einem
privatrechtlichen Dienstverhältnis zum
Bund zugebrachten Dienstzeiten, wenn sie
nach den dieses Dienstverhältnis regelnden
Vorschriften für die Bemessung eines lau-
fenden Ruhegenusses (Versorgungsgenusses,
Provision und dergleichen) in diesem
Dienstverhältnis anzurechnen waren und
die in einem solchen Dienstverhältnis für
die Bemessung des Ruhegenusses angerech-
neten Vordienstzeiten; ferner Zeiträume,
die in einem solchen Dienstverhältnis nach
§ 11 im Zusammenhalt mit § 12
des Beamten-Überleitungsgesetzes, StGBl.
Nr. 134/1945, für die Bemessung des Ruhe-

genusses angerechnet wurden; voraus-
gesetzt, daß im Zeitpunkte der Anstellung
eine Anwartschaft oder ein Anspruch auf
einen laufenden Ruhegenuß besteht;

b) nach Maßgabe des § 5 Abs. 1, Dienstzeiten,
die in einem durch Dienstordnung geregel-
ten Dienstverhältnis zu den Österreichi-
schen Bundes(Staats)bahnen zugebracht
wurden, wenn aus diesem Dienstverhält-
nis im Zeitpunkte der Anstellung eine
Anwartschaft oder ein Anspruch auf einen
laufenden Ruhegenuß besteht; ferner Vor-
dienstzeiten, die in einem solchen Dienst-
verhältnis für die Bemessung des Ruhe-
genusses angerechnet worden sind und
nach § 11 im Zusammenhalt mit § 12 des
Beamten-Überleitungsgesetzes in einem
solchen Dienstverhältnis für die Bemessung
des Ruhegenusses angerechnete Zeiträume;

c) nach Maßgabe des § 5 Abs. 2, Zeiträume,
die von einem öffentlich-rechtlichen
Dienstgeber auf Grund des § 11 des Be-
amten-Überleitungsgesetzes für die Bemes-
sung des Ruhegenusses angerechnet wur-
den, und Zeiträume, die von einem öffent-
lich-rechtlichen Dienstgeber nach § 11 im
Zusammenhalt mit § 12 des Beamten-
Überleitungsgesetzes für die Bemessung der
Abfertigung angerechnet wurden, sofern
diese Zeiträume nicht schon nach lit. a, b,
d oder e anzurechnen sind;

d) nach Maßgabe des § 5 Abs. 3, Zeiten einer
Wehr- oder Arbeitsdienstpflicht, die nach
den jeweils auf dem österreichischen Bun-
desgebiet in Geltung gestandenen Vor-
schriften erfüllt wurde und Zeiten, wäh-
rend denen sich der Bundesbeamte in
Kriegsgefangenschaft befunden hat, sofern
nicht lit. e Anwendung findet. Zur Kriegs-
gefangenschaft zählt auch die Heimkehr
aus ihr, soweit die Zeit nicht überschritten
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ist, die der Einberufene bei Berücksichti-
gung aller Zwischenfälle benötigte, um in
seinen letzten Wohnort vor der Einberu-
fung zurückzukehren;

e) nach Maßgabe des § 5 Abs. 4, Zeiträume,
für die im Falle der Anrechnung ein Über-
weisungsbetrag gemäß § 308 oder gemäß
§ 311 Abs. 2 des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, ge-
leistet wird.

(2) Für die Bemessung des Ruhegenusses kön-
nen überdies nach Maßgabe des § 5 Abs. 5 mit
Zustimmung des Bundesministeriums für Finan-
zen folgende sonstige Zeiträume angerechnet
werden:

a) Zeiträume, während welcher der Bundes-
beamte im öffentlichen oder privaten
Dienst oder in einem Lehrverhältnis oder
in einem durch Rechtsvorschriften geregel-
ten, für die Berufsausbildung vorgeschrie-
benen Ausbildungsverhältnis stand;

b) Zeiträume, die ein Bundesbeamter in selb-
ständiger Tätigkeit zugebracht hat;

c) Zeiträume, die als Lehrer an öffentlichen
oder mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten
Schulen oder als Seelsorger zurückgelegt
wurden, ohne daß ein Dienstverhältnis be-
stand;

d) Zeiträume, während welcher der Bundes-
beamte während des zweiten Weltkrieges
nach den jeweils auf dem österreichischen
Bundesgebiet in Geltung gestandenen Vor-
schriften einen dem Kriegsdienst gleich-
gehaltenen Not- oder Luftschutzdienst ge-
leistet hat oder sich während des Krieges
in Zivilinternierung befunden hat;

e) vor dem 1. Jänner 1956 gelegene Zeit-
räume, während welcher der Bundesbeamte
infolge einer Freiheitsbeschränkung —
außer auf Grund eines Tatbestandes, der
nach den österreichischen Gesetzen straf-
bar ist oder strafbar wäre, wenn er im
Inland gesetzt wäre — an der Verfügung
über seine Arbeitskraft gehindert gewesen
ist.

Die Zustimmung des Bundesministeriums für
Finanzen ist für die Anrechnung von Zeiträu-
men nicht erforderlich, die bei einem inländi-
schen öffentlich-rechtlichen Dienstgeber zurück-
gelegt wurden.

Nicht anrechenbare Ruhegenußvordienstzeiten.

§ 3. Von der Anrechnung nach § 2 sind aus-
geschlossen:

a) Zeiträume, die vor Vollendung des 18. Le-
bensjahres zurückgelegt wurden;

b) Zeiträume, die sich kalendermäßig mit Zeit-
räumen decken, die nach § 4 des Ruhe-
genußvordienstzeitengesetzes 1956 von
Amts wegen für die Bemessung des Ruhe-
genusses anzurechnen sind;

c) Zeiträume, für die dem Bundesbeamten
(seinen versorgungsberechtigten Hinterblie-
benen) auf Grund eines Dienstverhältnisses
eine Anwartschaft oder ein Anspruch auf
einen laufenden Ruhe(Versorgungs)genuß
aus Mitteln eines öffentlich-rechtlichen
Dienstgebers zusteht, sofern nicht auf diese
Anwartschaft oder auf diesen Ansprach, so-
weit diese auf die anzurechnende Ruhe-
genußvordienstzeit entfallen, zugunsten des
Bundes verzichtet wird oder eine Verzichts-
erklärung im Sinne des § 3 Abs. 1 lit. f
der Vordienstzeitenverordnung, BGBl.
Nr . 73/1948, abgegeben wurde.

Beitragsleistung.

§ 4. (1) Werden Zeiträume nach § 2 Abs. 1
lit. a, b, c oder e angerechnet, so ist ein beson-
derer Pensionsbeitrag nicht zu leisten.

(2) Werden Zeiträume nach § 2 Abs. 1 lit. d
oder nach § 2 Abs. 2 angerechnet, so ist ein be-
sonderer Pensionsbeitrag zu leisten.

(3) Der besondere Pensionsbeitrag ist für jeden
vollen Monat der Ruhegenußvordienstzeiten, die
angerechnet werden, zu entrichten. Er beträgt
7 v. H . des Gehaltes und der für die Bemessung
des Ruhegenusses anrechenbaren Zulagen sowie
allfälliger Teuerungszuschläge; maßgebend sind
hiebei die Verhältnisse des Monates, für den der
Bundesbeamte erstmals nach seiner Anstellung
Anspruch auf Monatsbezüge hatte. Werden Zeit-
räume nur bedingt für den Fall der Versetzung
in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder
für den Fall des Todes des Bundesbeamten ange-
rechnet, so ermäßigt sich der Hundertsatz für
diese Zeiten auf 3'5.

(4) Der besondere Pensionsbeitrag ist vom
Bundesbeamten binnen einem Monat nach Zustel-
lung des Anrechnungsbescheides auf einmal oder
gemäß den näheren Bestimmungen dieses Be-
scheides in Monatsraten zu entrichten. Es dürfen
höchstens 60 Monatsraten bewilligt werden. Die
Monatsraten sind im Abzugswege herein-
zubringen.

(5) Wird ein Bundesbeamter unter Zuerken-
nung eines laufenden Ruhegenusses in den Ruhe-
stand versetzt oder stirbt er, bevor der besondere
Pensionsbeitrag voll entrichtet ist, so sind auf
Antrag des Ruhestandsbeamten (der versorgungs-
berechtigten Hinterbliebenen) die angerechneten
Ruhegenußvordienstzeiten der Bemessung des
Ruhe(Versorgungs)genusses zugrunde zu legen;
der vom besonderen Pensionsbeitrag noch aus-
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haftende Betrag ist jedoch nachträglich im Ab-
zugswege vom Ruhe(Versorgungs)genuß herein-
zubringen, allenfalls in Monatsraten (Abs. 4).

(6) Scheidet ein Bundesbeamter unter Zuerken-
nung einer Abfertigung aus, bevor der besondere
Pensionsbeitrag voll entrichtet ist, so sind auf
Antrag des Bundesbeamten (seiner versorgungs-
berechtigten Hinterbliebenen) die angerechneten
Ruhegenußvordienstzeiten der Bemessung der
Abfertigung zugrunde zu legen; der noch aus-
haftende Betrag des besonderen Pensionsbeitrages
ist jedoch im Abzugswege von der Abfertigung
hereinzubringen.

(7) Wird ein Antrag nach Abs. 5 oder 6 nicht
gestellt oder scheidet ein Bundesbeamter ohne
Abfertigung aus, bevor der besondere Pensions-
beitrag voll entrichtet ist, so ist von der Herein-
bringung des noch aushaftenden Betrages ab-
zusehen.

(8) Von der Erhebung des besonderen Pensions-
beitrages darf unbeschadet der Bestimmungen des
Abs. 7 nur abgesehen werden:

a) soweit der Bundesbeamte für die anzurech-
nenden Ruhegenußvordienstzeiten bereits
in einem Dienstverhältnis zu einer inländi-
schen Gebietskörperschaft Pensionsbeiträge
entrichtet hat und diese nicht rückerstattet
wurden;

b) soweit der Bundesbeamte für die anzurech-
nenden Ruhegenußvordienstzeiten als Fort-
bildungsschullehrer Pensionsbeiträge ent-
richtet hat und diese nicht rückerstattet
wurden;

c) soweit der Bundesbeamte für die anzurech-
nenden Ruhegenußvordienstzeiten als Berufs-
militärperson im Aktivstand der bewaff-
neten Macht der ehemaligen österreichisch-
ungarischen Monarchie keine Pensions-
beiträge zu entrichten hatte;

d) soweit dem Bundesbeamten (seinen ver-
sorgungsberechtigten Hinterbliebenen) für
die anzurechnenden Ruhegenußvordienst-
zeiten eine Anwartschaft oder ein Anspruch
auf einen laufenden Ruhe(Versorgungs)-
genuß aus Mitteln eines öffentlich-recht-
lichen Dienstgebers zusteht und der Bun-
desbeamte (seine versorgungsberechtigten
Hinterbliebenen) auf diese zugunsten- des
Bundes verzichtet oder eine Verzichts-
erklärung im Sinne des § 3 Abs. 1 lit. f
der Vordienstzeitenverordnung, BGBl.
Nr . 73/1948, abgegeben hat.

Ausmaß und Art der Anrechnung.

§ 5. (1) Die in § 2 Abs. 1 lit. a und b ge-
nannten Dienstzeiten und sonstigen Zeiträume
sind derart anzurechnen, daß der Berechnung des

Ausmaßes des Ruhegenusses der Hundertsatz zu-
grunde zu legen ist, der nach den Vorschriften
für das betreffende Dienstverhältnis für die Be-
messung eines laufenden Ruhegenusses in Be-
tracht käme; bei Dienstzeiten und Zeiträumen,
die nach § 2 Abs. 1 lit. b anzurechnen sind, ist
der für die Bemessung des Ruhegenusses maß-
gebende Hundertsatz auf das Ausmaß umzu-
rechnen, das sich ergeben würde, wenn der Ruhe-
genuß von einer Ruhegenußbemessungsgrundlage
von 78'3 v. H . des Gehaltes und der für die
Bemessung des Ruhegenusses anrechenbaren Zu-
lagen zu bemessen wäre.

(2) Die in § 2 Abs. 1 lit. c genannten Zeit-
räume sind in dem Ausmaß unbedingt anzu-
rechnen, in dem sie nach § 11 (allenfalls im Zu-
sammenhalt mit § 12) des Beamten-Überleitungs-
gesetzes angerechnet worden sind. Wurde ein
Bediensteter, dem ein Zeitraum nach § 11 des
Beamten-Überleitungsgesetzes angerechnet wurde,
nach § 4 Abs. 1 oder § 7 Abs. 1 des Beamten-
Überleitungsgesetzes in einen Dienstzweig wieder
aufgenommen beziehungsweise ernannt, für den
eine begünstigte Anrechnung von Dienstjahren
oder ein begünstigter Hundertsatz bei der Be-
messung des Ruhegenusses vorgesehen ist, so ist
in den Fällen, in denen gemäß § 3 des Ruhe-
genußvordienstzeitengesetzes 1956 eine begün-
stigte Behandlung zu erfolgen hat, auch der nach
§ 11 des Beamten-Überleitungsgesetzes angerech-
nete Zeitraum begünstigt zu behandeln. Bei Be-
diensteten, auf die § 1 Abs. 1 oder 2 des Opfer-
fürsorgegesetzes, BGBl. Nr . 183/1947, anzuwen-
den ist, ist in den Fällen, in denen gemäß § 3
des Ruhegenußvordienstzeitengesetzes 1956 eine
begünstigte Behandlung zu erfolgen hat, ein nach
§ 11 des Beamten-Überleitungsgesetzes angerech-
neter Zeitraum auch dann begünstigt zu be-
handeln, wenn sie am 13. März 1938 einem
Dienstzweig angehört haben, für den eine be-
günstigte Behandlung vorgesehen ist.

(3) Die in § 2 Abs. 1 lit. d genannten Zeiten
sind zur Gänze unbedingt anzurechnen.

(4) Die in § 2 Abs. 1 lit. e genannten Zeiträume
sind

1. zur Gänze unbedingt anzurechnen,

a) soweit der Bundesbeamte während dieser
Zeiträume bei einem öffentlich-rechtlichen
Dienstgeber oder als Lehrer an einer auf
dem österreichischen Bundesgebiet gelege-
nen Privatschule mit Öffentlichkeitsrecht
beschäftigt war, sofern nicht lit. b Anwen-
dung findet;

b) soweit der Bundesbeamte eine Wehr- oder
Arbeitsdienstpflicht, die nach den jeweils
auf dem österreichischen Bundesgebiet in
Geltung gestandenen Vorschriften zu er-
füllen war, geleistet hat oder sich in
Kriegsgefangenschaft befunden hat;
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c) soweit der Bundesbeamte während des
zweiten Weltkrieges nach den jeweils auf
dem österreichischen Bundesgebiet in Gel-
tung gestandenen Vorschriften einen dem
Kriegsdienst gleichgehaltenen No t - oder
Luftschutzdienst geleistet hat oder sich in
Zivilinternierung befunden hat, wenn vor
diesen Zeiträumen eine Beschäftigung bei
einem öffentlich-rechtlichen Dienstgeber
bestand;

d) soweit der Bundesbeamte vor dem 1. Jän-
ner 1956 infolge einer Freiheitsbeschrän-
kung — außer auf Grund eines Tatbestan-
des, der nach den österreichischen Gesetzen
strafbar ist oder strafbar wäre, wenn er im
Inland gesetzt wäre — an der Verfügung
über seine Arbeitskraft gehindert gewesen
ist, wenn vor diesen Zeiträumen eine Be-
schäftigung bei einem öffentlich-rechtlichen
Dienstgeber bestand;

e) soweit Zeiträume, die nicht unter die Be-
stimmungen der lit. a bis lit. d fallen, nach
Vollendung des 25. Lebensjahres des Bun-
desbeamten liegen.

2. zur Gänze bedingt für den Fall der Verset-
zung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit
oder für den Fall des Todes des Bundesbeamten
anzurechnen, soweit sie unter Z. 1 lit. e fallen
und nach Vollendung des 18. Lebensjahres, aber
vor Vollendung des 25. Lebensjahres des Bun-
desbeamten liegen.

(5) Die in § 2 Abs. 2 genannten Zeiträume
können in der gleichen Ar t und im gleichen Aus-
maß angerechnet werden, wie es im Abs. 4 für
die im § 2 Abs. 1 lit. e genannten Zeiträume
vorgesehen ist. Bei einem öffentlich-rechtlichen
Dienstgeber nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres und vor Vollendung des 25. Lebensjahres
zurückgelegte Zeiten können jedoch nur dann
unbedingt angerechnet werden, wenn sie bei
einem inländischen öffentlich-rechtlichen Dienst-
geber zugebracht wurden.

(6) Dienstzeiten, die im altösterreichischen oder
im gemeinsamen österreichisch-ungarischen Zivil-
staatsdienst zurückgelegt wurden, sind wie
Dienstzeiten in einem gleichartigen Dienst-
verhältnis zum Bund zu behandeln, wenn der
Bundesbeamte bis zum 13. März 1938 und ab
27. April 1945 ununterbrochen die österrei-
chische Staats(Bundes)bürgerschaft besessen hat.
Das gleiche gilt für Dienstzeiten, die im Aktiv-
stand der bewaffneten Macht der ehemaligen
österreichisch-ungarischen Monarchie zurück-
gelegt wurden und die nicht schon für die Be-
messung des Ruhegenusses an sich anrechenbar
sind.

(7) Nicht in Vollbeschäftigung zurückgelegte
Ruhegenußvordienstzeiten sind bei einer Dienst-
leistung von mehr als drei Vierteln der Dienst-

leistung eines entsprechenden vollbeschäftigten
Bediensteten voll, bei einer Dienstleistung von
der Hälfte bis zu drei Vierteln der Dienstleistung
eines entsprechenden vollbeschäftigten Bedien-
steten zu zwei Dritteln, sonst zu einem Drittel
in Anschlag zu bringen, Ruhegenußvordienst-
zeiten, die im Lehrdienst zurückgelegt wurden,
sind, wenn die Lehrverpflichtung wenigstens
zehn Wochenstunden betrug, voll, wenn sie
wenigstens sechs Wochenstunden betrug, zur
Hälfte, sonst zu einem Drittel in Anschlag zu
bringen; dies gilt jedoch nicht für Ruhegenuß-
vordienstzeiten, die im Lehrdienst an Hoch-
schulen zurückgelegt wurden.

(8) Eine mehrfache Anrechnung desselben Zeit-
raumes findet, soweit nicht besondere Vorschrif-
ten eine solche ausdrücklich zulassen, nicht statt.

Wirkung der Anrechnung.

§ 6. (1) Die Ruhegenußvordienstzeiten werden
für die Begründung des Anspruches auf Ruhe-
genuß und für das Ausmaß des Ruhegenusses an-
gerechnet.

(2) In den Fällen des § 5 Abs. 2 bis 5 sind
die angerechneten Ruhegenußvordienstzeiten in
erster Linie für die Begründung des Anspruches
auf Ruhegenuß heranzuziehen. Für das Ausmaß
des Ruhegenusses sind sodann für jedes zehn
Jahre übersteigende Jahr der angerechneten
Ruhegenußvordienstzeiten zwei vom Hunder t
der Ruhegenußbemessungsgrundlage des Bundes-
beamten zuzuzählen.

(3) Ist bei der Bemessung des Ruhegenusses ein
begünstigter Hundertsatz anzuwenden (§ 3 des
Ruhegenußvordienstzeitengesetzes 1956), so sind
die angerechneten Ruhegenußvordienstzeiten bei
der Bemessung des Ruhegenusses und der An-
wendung des begünstigten Hundertsatzes wie
folgt zu berücksichtigen: Es sind Bruchteile eines
Dienstjahres in dem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis zum Bund, wenn sie sechs
Monate nicht übersteigen, den angerechneten
Ruhegenußvordienstzeiten zuzuzählen. Über-
steigen diese Bruchteile sechs Monate, so ist der
auf ein volles Dienstjahr fehlende Zeitraum von
den angerechneten Ruhegenußvordienstzeiten
abzurechnen. Die sich etwa ergebenden, sechs
Monate übersteigenden Jahresbruchteile der an-
gerechneten Ruhegenußvordienstzeiten sind in
allen Fällen als ein volles Jahr zu rechnen.

(4) Die Anrechnung bleibt soweit ohne Wir-
kung, als dadurch die volle Ruhegenußbemes-
sungsgrundlage überschritten werden würde.

(5) Werden Ruhegenußvordienstzeiten nach
dem Ausscheiden eines Bundesbeamten aus dem
Dienststande angerechnet (§ 1 Abs. 2), so ist
die Anrechnung vom Zeitpunkte des Ausschei-
dens aus dem Dienststande wirksam.
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Durchführung der Anrechnung.

§ 7. (1) Die Anrechnung erfolgt unbeschadet
der Bestimmungen des § 58 a Abs. 8 und des
§ 68 a Abs. 5 des Gehaltsüberleitungsgesetzes in
der Fassung des Bundesgesetzes vom 13. Juni
1951, BGBl. Nr . 137, nur auf Ansuchen. Dieses
ist vom Bundesbeamten, im Falle seines Todes
von seinen versorgungsberechtigten Hinterblie-
benen zu stellen.

(2) Das Ansuchen ist binnen sechs Monaten nach
der Anstellung schriftlich bei der Dienstbehörde
einzubringen. Für Bundesbeamte, auf die diese
Verordnung durch Überstellung aus dem Stand
der zeitverpflichteten Soldaten anwendbar wird,
läuft die Frist vom Tage der Wirksamkeit der
Überstellung.

(3) Die Versäumnis der Frist kann ausnahms-
weise in berücksichtigungswürdigen Fällen vom
zuständigen Bundesministerium im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Finanzen
nachgesehen werden.

(4) Die zum Nachweis der zur Anrechnung
beantragten Ruhegenußvordienstzeiten erforder-
lichen Urkunden sind vom Antragsteller bei-
zubringen. Hiefür ist von der Dienstbehörde
eine angemessene Frist zu setzen.

(5) Über die Anrechnung entscheidet die
Dienstbehörde durch schriftlichen Bescheid.

Schluß- und Übergangsbestimmungen.

§ 8. (1) Diese Verordnung tri t t am 1. Jänner
1956 in Kraft. Die Bestimmungen dieser Ver-
ordnung über die Anrechnung von Ruhegenuß-
vordienstzeiten, für die ein Überweisungsbetrag
gemäß § 308 oder gemäß § 311 Abs. 2 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes geleistet
wird, sind auf alle Fälle anzuwenden, in denen
das Ausscheiden aus der Pensionsversicherung
nach dem 31. März 1952 wirksam wurde und
nicht vor der Kundmachung des Allgemeinen So-
zialversicherungsgesetzes eine Leistung aus der
Pensionsversicherung angefallen ist.

(2) Die bisher die Anrechnung von Ruhegenuß-
vordienstzeiten regelnden Vorschriften sind, un-
beschadet der Bestimmungen des Abs. 1 zweiter
Satz nur noch auf Fälle anzuwenden, in denen
der Bundesbeamte vor dem 1. Jänner 1956 ange-
stellt wurde. § 9 Abs. 2 bis 4 der Ruhegenuß-
vordienstzeitenverordnung, BGBl. Nr . 231/1949,
ist ferner noch auf Bundesbeamte anzuwenden,
die vor dem 1. Jänner 1956 nach § 8 Abs. 2 des
Beamten-Überleitungsgesetzes in den Ruhestand
versetzt worden sind oder vor dem 1. Jänner
1956 verstorben sind.

§ 9. (1) Ansuchen um Anrechnung, die nach den
Bestimmungen der Ruhegenußvordienstzeiten-
verordnung, BGBl. Nr . 231/1949, fristgerecht

eingebracht wurden, sind, soweit sie Zeiträume
betreffen, die nach § 2 Abs. 1 lit. e dieser Ver-
ordnung anzurechnen sind, als im Sinne dieser
Verordnung fristgerecht eingebracht anzusehen.

(2) Bei Personen, die

a) zwischen dem 13. März 1937 und dem
13. März 1938 vom Bund angestellt worden
sind oder

b) am 13. März 1938 noch Aspiranten, Beam-
tenanwärter, Richteramtsanwärter oder
widerrufliche Lehrer waren oder

c) am 13. März 1938 in keinem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund
standen, das eine Anwartschaft auf Ruhe-
genuß gewährt hätte,

und nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung
durch eine Maßnahme nach den §§ 4 Abs. 1 oder
7 Abs. 1 des Beamten-Überleitungsgesetzes in das
öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis zum Bund
aufgenommen werden, läuft die Frist des § 7
Abs. 2 vom Tage der Zustellung des Bescheides
über die nach dem Beamten-Überleitungsgesetz
getroffene Maßnahme.

§ 10. (1) Heimatvertriebenen, die am 1. Juni
1954 im aktiven Bundesdienst standen und die
nach den Bestimmungen dieser Verordnung um
die Anrechnung von Ruhegenußvordienstzeiten
ansuchen können, sind die in ihrem Heimatstaat
oder im Dienste des Deutschen Reiches zurückge-
legten öffentlichen Dienstzeiten so anzurechnen,
als ob sie in einem entsprechenden Dienstverhält-
nis zu einem inländischen öffentlich-rechtlichen
Dienstgeber zurückgelegt worden wären; die im
Heimatstaat an einer Privatschule mit Öffentlich-
keitsrecht als Lehrer zurückgelegten Ruhegenuß-
vordienstzeiten sind so zu behandeln, als wären
sie an einer auf dem österreichischen Bundesge-
biet gelegenen Privatschule mit Öffentlichkeits-
recht zurückgelegt worden. Von der Erhebung
des besonderen Pensionsbeitrages ist abzusehen,

a) wenn die anzurechnenden Ruhegenußvor-
dienstzeiten in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis zurückgelegt wurden und
die in einem entsprechenden inländischen
Dienstverhältnis zurückgelegten Dienst-
zeiten für die Bemessung des Ruhegenusses
an sich anrechenbare Dienstzeiten dar-
stellten;

b) wenn für die anzurechnenden, in einem
sonstigen öffentlichen Dienstverhältnis zu-
gebrachten Ruhegenußvordienstzeiten im
Heimatstaat oder im Deutschen Reich an-
läßlich der Anrechnung dieser Zeiten für
die Bemessung eines Ruhe(Versorgungs)-
genusses Beiträge geleistet wurden.

Der von Heimatvertriebenen für angerechnete
Ruhegenußvordienstzeiten zu entrichtende beson-
dere Pensionsbeitrag kann auf einmal oder in —
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höchstens 96 — im Abzugswege hereinzubringen-
den Monatsraten entrichtet werden.

(2) Südtirolern und Kanaltalern, auf die die Vor-
schriften des Bundesgesetzes vom 15. Juni 1955,
betreffend die dienstrechtliche Behandlung von
Südtirolern und Kanaltalern im Bereich des
öffentlichen Dienstes durch die Republik Öster-
reich, BGBl. Nr . 97, anzuwenden sind und die
nach den Bestimmungen dieser Verordnung um
die Anrechnung von Ruhegenußvordienstzeiten
ansuchen können, sind die in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis zum Heimatstaat
zurückgelegten Zeiten beitragsfrei anzurechnen,
wenn die in einem entsprechenden inländischen
Dienstverhältnis zurückgelegten Dienstzeiten für
die Bemessung des Ruhegenusses an sich anrechen-
bare Dienstzeiten darstellten. Wurden die anzu-
rechnenden Ruhegenußvordienstzeiten in einem
sonstigen öffentlichen Dienstverhältnis im Hei-
matstaat zurückgelegt, so ist von der Erhebung
des besonderen Pensionsbeitrages abzusehen,
wenn für diese Zeiten im Heimatstaat oder im
Deutschen Reich anläßlich der Anrechnung dieser
Zeiten für die Bemessung eines Ruhe(Versor-
gungs)genusses Beiträge geleistet wurden. Die
von solchen Personen im Heimatstaat als Lehrer
an einer Privatschule mit Öffentlichkeitsrecht
zurückgelegten Ruhegenußvordienstzeiten sind
so zu behandeln, als wären diese Zeiten an einer
auf dem österreichischen Bundesgebiet gelegenen
Privatschule mit Öffentlichkeitsrecht zurückgelegt
worden. Der von solchen Personen für ange-
rechnete Ruhegenußvordienstzeiten zu entrich-
tende besondere Pensionsbeitrag kann auf einmal
oder in — höchstens 96 — im Abzugswege
hereinzubringenden Monatsraten entrichtet
werden.

(3) Bei Anwendung des § 5 Abs. 5 sind die
zwischen dem 13. März 1938 und dem 27. April
1945 im Dienstverhältnis zum Deutschen Reich
oder zu einer anderen deutschen Gebietskörper-
schaft zurückgelegten Dienstzeiten so zu behan-
deln, als ob sie im Dienstverhältnis zu einem
inländischen öffentlich-rechtlichen Dienstgeber
zurückgelegt worden wären.

§ 11. Von der Erhebung des besonderen Pen-
sionsbeitrages ist auch abzusehen:

a) soweit die Anwartschaft aus der Pensions-
versicherung für die anzurechnenden Ruhe-
genußvordienstzeiten deshalb erloschen ist,
weil an das Deutsche Reich oder an eine
andere deutsche Gebietskörperschaft vom
Rentenversicherungsträger ein Überwei-
sungsbetrag geleistet wurde und dieser nicht
an den Bundesbeamten weitergegeben
wurde;

b) soweit für die anzurechnenden Ruhegenuß-
vordienstzeiten Pensionsbeiträge an das
Deutsche Reich oder an eine andere auf

dem österreichischen Bundesgebiet gelegene
deutsche Gebietskörperschaft entrichtet
wurden;

c) soweit die anzuredinenden Ruhegenußvor-
dienstzeiten von Richtern als Rechtsprakti-
kant in der Gerichtspraxis vor dem 1. Jän-
ner 1956 zurückgelegt wurden, wenn diese
Zeiten ununterbrochen waren und sich an
sie eine an sich anrechenbare Dienstzeit
unmittelbar anschloß.

Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Proksch Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner

4 5 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 24. Feber 1956 über die Kün-
digung des Madrider Abkommens vom
14. April 1891, betreffend die internationale
Registrierung von Fabriks- oder Handels-
marken, in der Londoner Fassung 1934,

BGBl. Nr. 8/1948, durch die Türkei.

Nach einer Mitteilung der Regierung der
Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 26. Jän-
ner 1956, hat die Türkei das Madrider Abkom-
men vom 14. April 1891, betreffend die inter-
nationale Registrierung von Fabriks- oder Han-
delsmarken, revidiert in Brüssel am 14. Dezem-
ber 1900, in Washington am 2. Juni 1911, im
Haag am 6. November 1925 und in London
am 2. Juni 1934, BGBl. Nr. 8/1948, gekündigt.

Gemäß Artikel 11 bis des Madrider Abkom-
mens vom 14. April 1891, BGBl. Nr. 8/1948, und
gemäß Artikel 17 bis des Pariser Unionsvertrages
vom 20. März 1883 zum Schutze des gewerb-
lichen Eigentums, BGBl. Nr. 7/1948, tritt diese
Kündigung am 10. September 1956 in Kraft.

Raab

4 6 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 29. Feber 1956 über die Auf-
hebung des § 67 des Personenstandsgesetzes

durch den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und den
§§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit dem Er-
kenntnis vom 19. Dezember 1955, G 9/55,
G 17/55, den § 67 des Personenstandsgesetzes
vom 3. November 1937, Deutsches RGBl. I
S. 1146, als verfassungswidrig aufgehoben.

Raab
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47.

Notenwechsel über die Aufhebung der Sichtvermerkpflicht zwischen Österreich
und Finnland.

(Übersetzung)

FINNISCHES AUSSENMINISTERIUM

Helsinki, 5. November 1954

Herr Minister!

Ich beehre mich, Ihnen zur Kenntnis zu
bringen, daß die finnische Regierung bereit ist,
zur Erleichterung des Reiseverkehrs zwischen
Finnland und Österreich mit der Österreichischen
Regierung ein Übereinkommen auf folgender
Basis abzuschließen:

1. Den finnischen und österreichischen Staats-
angehörigen wird es freistehen, sich nach Öster-
reich beziehungsweise nach Finnland zu begeben,
ohne verpflichtet zu sein, vorher einen Sichtver-
merk zu erlangen, unter der Voraussetzung, daß
sie Inhaber eines Passes des Landes sind, dessen
Staatsangehörige sie sind. Es besteht Einver-
ständnis darüber, daß das Höchstausmaß des
Aufenthaltes drei Monate nicht übersteigen
darf. Die finnischen und österreichischen Staats-
angehörigen, die sich in Österreich beziehungs-
weise in Finnland während eines dieses Höchst-
ausmaß überschreitenden Zeitraumes aufzuhalten
wünschen, werden die erforderliche Bewilligung
von den zuständigen Behörden zu erlangen
haben, denen es freisteht, sie zu erteilen oder zu
verweigern.

2. Es ist vereinbart, daß die Aufhebung der
Sichtvermerke die finnischen und die österrei-
chischen Staatsangehörigen, die sich nach Öster-
reich beziehungsweise nach Finnland begeben,
nicht von der Verpflichtung befreit, die finni-
schen und die österreichischen Gesetze und Vor-
schriften, betreffend die Einreise, den Aufenthalt
und die Beschäftigung der Ausländer, einzuhalten.

Die zuständigen Behörden einer jeden der
beiden Parteien behalten sich das Recht vor, Per-
sonen, die als unerwünscht angesehen werden,
die Einreise oder den Aufenthalt in ihrem Lande
zu verweigern.

3. Die finnischen und die österreichischen
Staatsangehörigen, die sich nach Österreich
beziehungsweise nach Finnland zu begeben
wünschen, um dort eine bezahlte Anstellung
oder ein Gewerbe, einen Beruf oder irgendeine
bezahlte Tätigkeit auszuüben, dürfen nach Öster-
reich oder nach Finnland nicht einreisen, ohne
vorher im Wege der diplomatischen oder konsu-
larischen Behörden der beiden in Rede stehenden
Länder eine Bewilligung erlangt zu haben.
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4. Das vorliegende Abkommen tritt am 1. De-
zember 1954 in Kraft.

Jede Partei kann das Abkommen vorüber-
gehend aus Gründen der öffentlichen Ordnung
außer Kraft setzen; diese Maßnahme muß sofort
der anderen Partei im diplomatischen Wege
notifiziert werden.

Jede Partei kann das vorliegende Abkommen
mit einer Vorankündigung von einem Monat
aufkündigen.

Falls die Österreichische Regierung bereit ist,
die oben angeführten Vereinbarungen anzu-
nehmen, beehre ich mich vorzuschlagen, daß diese
Note und Ihre Antwort als ein zwischen unseren
beiden Regierungen zustandegekommenes Ab-
kommen betrachtet werden.

Genehmigen Sie, Herr Minister, die Versiche-
rung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

J o h a n n e s V i r o l a i n e n m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Karl Ze i l e i s sen ,
Österreichischer Gesandter,
S t o c k h o l m .

ÖSTERREICHISCHE GESANDTSCHAFT
Zl. 3695/A/54

Stockholm, 18. November 1954

Herr Minister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note
vom 5. November 1954, welche folgenden Inhalt
hat, zu bestätigen:

„1. Den finnischen und österreichischen Staats-
angehörigen wird es freistehen, sich nach Öster-
reich beziehungsweise nach Finnland zu begeben,
ohne verpflichtet zu sein, vorher einen Sicht-
vermerk zu erlangen, unter der Voraussetzung,
daß sie Inhaber eines Passes des Landes sind,
dessen Staatsangehörige sie sind. Es besteht Ein-
verständnis darüber, daß das Höchstausmaß des
Aufenthaltes drei Monate nicht übersteigen darf.
Die finnischen und österreichischen Staatsange-
hörigen, die sich in Österreich beziehungsweise
in Finnland während eines dieses Höchstausmaß
überschreitenden Zeitraumes aufzuhalten wün-
schen, werden die erforderliche Bewilligung von
den zuständigen Behörden zu erlangen haben,
denen es freisteht, sie zu erteilen oder zu ver-
weigern.
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2. Es ist vereinbart, daß die Aufhebung der
Sichtvermerke die finnischen und die österrei-
chischen Staatsangehörigen, die sich nach Öster-
reich beziehungsweise nach Finnland begeben,
nicht von der Verpflichtung befreit, die finnischen
und österreichischen Gesetze und Vorschriften,
betreffend die Einreise, den Aufenthalt und die
Beschäftigung der Ausländer, einzuhalten.

Die zuständigen Behörden einer jeden der
beiden Parteien behalten sich das Recht vor,
Personen, die als unerwünscht angesehen werden,
die Einreise oder den Aufenthalt in ihrem Lande
zu verweigern.

3. Die finnischen und die österreichischen
Staatsangehörigen, die sich nach Österreich
beziehungsweise nach Finnland zu begeben
wünschen, um dort eine bezahlte Anstellung oder
ein Gewerbe, einen Beruf oder irgendeine
bezahlte Tätigkeit auszuüben, dürfen nach Öster-
reich oder nach Finnland nicht einreisen, ohne
vorher im Wege der diplomatischen oder konsu-
larischen Behörden der beiden in Rede stehenden
Länder eine Bewilligung erlangt zu haben.

4. Das vorliegende Abkommen tritt am 1. De-
zember 1954 in Kraft.

Jede Partei kann das Abkommen vorüber-
gehend aus Gründen der öffentlichen Ordnung
außer Kraft setzen; diese Maßnahme muß sofort
der anderen Partei im diplomatischen Wege
notifiziert werden.

Jede Partei kann das vorliegende Abkommen
mit einer Vorankündigung von einem Monat
aufkündigen.

Falls die Österreichische Regierung bereit ist,
die oben angeführten Vereinbarungen anzuneh-
men, beehre ich mich, vorzuschlagen, daß diese
Note und Ihre Antwort als ein zwischen unseren
beiden Regierungen zustandegekommenes Ab-
kommen betrachtet werden."

Ich beehre mich, zu Ihrer Kenntnis zu bringen,
daß meine Regierung mit Vorstehendem einver-
standen ist.

Genehmigen Sie, Herr Minister, die Versiche-
rung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Z e i l e i s s e n m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Johannes V i r o l a i n e n ,
Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten,
H e l s i n k i .

Raab
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